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Leitsätze 1. Die im Beschluss vom 22.09.2004, L 12

RJ 3686/04 KO-A beschriebene
kostenrechtliche Prüfung gestaltet sich
zusammengefasst so, dass in einem
ersten Schritt im Rahmen der
Plausibilitätsprüfung das Gutachten und
seine einzelnen Teile auf sogenannte
Standardseiten und anhand von
Erfahrungswerten ein Zeitaufwand
ermittelt wird, der im Falle eines
„Routinegutachtens“ zu erwarten ist.
Überschreitet der Sachverständige mit
seinem geltend gemachten Zeitaufwand
das Ergebnis dieser Plausibilitätsprüfung,
ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, ob
sich Hinweise ergeben, die eine
Abweichung vom Ergebnis der
Plausibilitätsprüfung rechtfertigen.

2. Eine Vergütung nach
Stundenpauschalen ist nicht zulässig.
Dementsprechend dient die vom Senat
entwickelte kostenrechtliche Prüfung vor
allem dazu, den erforderlichen
Zeitaufwand individuell, also nach den
tatsächlichen Gegebenheiten,
insbesondere der Schwierigkeit des
einzelnen Gutachtens zu ermitteln. Hierzu
ist der tatsächliche Zeitaufwand des
Sachverständigen ein wesentliches Indiz.
Vermag der Sachverständige seinen
tatsächlichen Zeitaufwand nicht
anzugeben,
ist der erforderliche Zeitaufwand
aufgrund der bestehenden Erfahrungen
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abzuschätzen.
Normenkette JVEG

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 SB 795/05 KO-A
Datum 05.04.2005

3. Instanz

Datum -

In der Rechtssache Aktenzeichen L 12 SB 795/05 KO-A erging durch den 12. Senat
des Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg am 05.04.2005 folgender Beschluss.

Die VergÃ¼tung des Antragstellers fÃ¼r das Gutachten vom 8.1.2005 wird auf
425,66 EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I.

In dem beim Landesozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) anhÃ¤ngigen
Berufungsverfahren L 6 SB 3336/04 geht es um die Schwerbehinderteneigenschaft
des KlÃ¤gers. Im November 2004 ist der Antragsteller unter BeifÃ¼gung von 200
Blatt Akten zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt und um die Erstattung
eines Gutachtens auf Grund ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers gebeten
worden. Anwesend gewesen ist der KlÃ¤ger im Klinikum, dem auch der
Antragsteller angehÃ¶rt, in der Zeit von 9:00 bis 11:30, wobei in dieser Zeit in der
RÃ¶ntgenabteilung des Klinikums auch RÃ¶ntgenbilder des Beckens, der
Oberschenkel und der LendenwirbelsÃ¤ule angefertigten worden sind. Unter dem
Datum des 8.1.2005 hat der Antragsteller sein 16-seitiges orthopÃ¤disches
Gutachten (davon 7,5 Seiten Wiedergabe der Anamnese und Darstellung der
Befunde und sieben Seiten Beantwortung der Beweisfragen einschlieÃ�lich deren
Wiederholung und einer kurzen Wiedergabe des Akteninhaltes) erstattet, wofÃ¼r er
eine VergÃ¼tung in HÃ¶he von insgesamt 1136,74 EUR verlangt. Abgerechnet hat
der Antragsteller insgesamt 11 Stunden zu 85 EUR, SchreibgebÃ¼hren, das
verauslagte Porto sowie die gesetzliche Umsatzsteuer. Das Gutachten umfasst
insgesamt 18.820 AnschlÃ¤ge. Der Kostenbeamte hat 5,5 Stunden zu einem
Stundensatz von 60 EUR, SchreibgebÃ¼hren, das verauslagte Porto sowie die
gesetzliche Umsatzsteuer, insgesamt einen Betrag von 425,66 EUR vergÃ¼tet. Im
Einzelnen stehen sich folgende Beurteilungen gegenÃ¼ber:

Zeitaufwand in Stunden Antragsteller Kostenbeamter Aktendurchsicht einschl.
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Diktat der Aktenlage 2:30 1:00 Untersuchung 3:00 2:00 Diktat von Anamnese und
Befunden 1:30 0:30 Beurteilung einschl. Beantwortung der Beweisfragen 2:40 1:15
Korrektur 1:20 0:40 Gesamtzeitaufwand (gerundet) 11:00 5:30

Hiergegen hat der Antragsteller richterliche Festsetzung beantragt. Er fÃ¼hrt u.a.
aus, der Stundensatz von 85 EUR sei gerechtfertigt, weil er ein Vorgutachten
einbezogen habe und die Reduzierung der Stundenzahl sei angesichts der sonst
Ã¼blichen StundensÃ¤tze und insbesondere im Hinblick auf eine Normseite mit
1800 AnschlÃ¤gen nicht hinnehmbar. Seinen tatsÃ¤chlichen Zeitaufwand kann er
nicht angeben. Der Antragsgegner hÃ¤lt die vom Kostenbeamten getroffene
Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

II.

Im vorliegenden Fall finden die Regelungen des Gesetzes Ã¼ber die VergÃ¼tung
von SachverstÃ¤ndigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ã�bersetzerinnen und
Ã�bersetzern sowie die EntschÃ¤digung von ehrenamtlichen Richterinnen,
ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten (JustizvergÃ¼tungs- und
-entschÃ¤digungsgesetz, JVEG) Anwendung, weil der Gutachtensauftrag nach dem
30.6.2004 an den Antragsteller erteilt worden ist (Â§ 25 Satz 1 JVEG). Der Senat
entscheidet nach Â§ 4 Abs. 7 JVEG in voller Besetzung, nachdem der Einzelrichter
das Verfahren wegen teilweiser grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache dem
Senat Ã¼bertragen hat. Nach Â§ 8 Abs. 1 Nr. 1 JVEG erhÃ¤lt der SachverstÃ¤ndige
als VergÃ¼tung ein Honorar fÃ¼r seine Leistungen, das nach StundensÃ¤tzen
bemessen ist. Dementsprechend wird es gem. Â§ 8 Abs. 2 JVEG fÃ¼r jede Stunde
der erforderlichen Zeit gewÃ¤hrt, wobei die letzte bereits begonnene Stunde voll
gerechnet wird, wenn sie zu mehr als 30 Minuten fÃ¼r die Erbringung der Leistung
erforderlich war; anderenfalls betrÃ¤gt das Honorar die HÃ¤lfte des sich fÃ¼r eine
volle Stunde ergebenden Betrages. FÃ¼r die Ermittlung der Anzahl der zu
vergÃ¼tenden Stunden kommt es â�� wie im bisherigen Recht, vgl. Â§ 3 Abs. 2
Satz 1 des Gesetzes Ã¼ber die EntschÃ¤digung von Zeugen und
SachverstÃ¤ndigen (ZSEG) â�� nicht auf die vom SachverstÃ¤ndigen tatsÃ¤chlich
aufgewandten Stunden an. Dabei hÃ¤ngt die Zeit, die erforderlich ist, nicht von der
individuellen Arbeitsweise des jeweiligen SachverstÃ¤ndigen ab, sondern ist nach
einem objektiven MaÃ�stab zu bestimmen (Meyer/HÃ¶ver/Bach, JVEG, 23. Aufl., Â§
8 Rdnr. 8.48).

Medizinische SachverstÃ¤ndige erhalten nach Â§ 9 Abs. 1 fÃ¼r jede Stunde ein
Honorar in HÃ¶he von 50, 60 oder 85 EUR, je nachdem, welcher Honorargruppe (M
1 bis M 3) das von ihnen erstattete Gutachten nach der Anlage 1 JVEG zuzuordnen
ist. Der Kostenbeamte hat in seinem Schreiben vom 24.1.2005 zutreffend die
aktuelle Rechtsprechung des Senats zur Abgrenzung der StundensÃ¤tze (Beschluss
vom 22.9.2004, L 12 RJ 3686/04 KO-A) dargelegt. Hierauf nimmt der Senat zur
Vermeidung von Wiederholungen Bezug. Ebenso zutreffend hat der Kostenbeamte
das Gutachten der Honorargruppe M 2 zugeordnet und mit einem Stundensatz von
60 EUR vergÃ¼tet. Allein die Tatsache, dass sich der Antragsteller mit einem
orthopÃ¤dischen Vorgutachten hat auseinandersetzen mÃ¼ssen, rechtfertigt nicht
die Honorargruppe M 3. Die AusfÃ¼hrungen in der Beurteilung deuten im
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Wesentlichen auf eine VerÃ¤nderung des Gesundheitszustandes hin. Besondere
Schwierigkeiten in der diagnostischen Einordnung sind nicht erkennbar.

Aus Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 JVEG ergibt sich, dass sich die Anzahl der zu vergÃ¼tenden
Stunden nicht daran orientiert, wie viele Stunden der SachverstÃ¤ndige zur
Erstattung des Gutachtens aufgewandt hat, sondern daran, wie viele Stunden fÃ¼r
die Erstattung des Gutachtens erforderlich, also notwendig gewesen sind. Auch
wenn der erforderliche Zeitaufwand vom tatsÃ¤chlichen Zeitaufwand des
SachverstÃ¤ndigen abweichen kann, ist der tatsÃ¤chliche Zeitaufwand doch ein
gewichtiges Indiz fÃ¼r die erforderliche Zeit. Insoweit ist keine Ã�nderung der
Rechtslage gegenÃ¼ber dem ZSEG eingetreten.

Wie bisher schon kann auch unter der Geltung des JVEG deshalb davon
ausgegangen werden, dass die Angaben des SachverstÃ¤ndigen Ã¼ber die
tatsÃ¤chlich aufgewandte Zeit richtig sind und dass die vom SachverstÃ¤ndigen zur
VergÃ¼tung verlangten Stunden fÃ¼r die Erstellung des Gutachtens auch
notwendig waren. Dementsprechend findet regelmÃ¤Ã�ig zunÃ¤chst nur eine
PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung der Kostenrechnung anhand allgemeiner Erfahrungswerte
fÃ¼r "Routinegutachten" statt. Dem Antragsteller ist die diesbezÃ¼gliche
Rechtsprechung des Senats (Beschluss vom 22.9.2004, L 12 RJ 3686/04 KO-A)
bekannt, sodass an dieser Stelle hierauf verwiesen wird. Soweit sich der
Antragsteller nach dem letzten Vortrag in erster Linie gegen die Umrechnung seines
Gutachtens in sogenannte Standardseiten mit 2700 AnschlÃ¤gen wendet, verkennt
er, dass diese Standardseite lediglich eine RechengrÃ¶Ã�e ist und in untrennbarem
VerhÃ¤ltnis zur leistbaren Seitenzahl je Stunde steht. Dementsprechend liegt eine
Diskussion Ã¼ber die AnschlÃ¤ge pro Seite neben der Sache. Auch wenn â�� wie
dies der Antragsteller wÃ¼nscht â�� eine Standardseite mit 1800 AnschlÃ¤gen
berechnet wÃ¼rde, wÃ¼rde sich am Ergebnis der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung deshalb
nichts Ã¤ndern, weil dann entsprechend den Erfahrungswerten des Senats die
leistbare Seitenzahl je Stunde anzuheben wÃ¤re. Lediglich zur Verdeutlichung ist
nochmals darauf hinzuweisen, dass der SachverstÃ¤ndige nicht gehalten ist, sein
Gutachten in derartigen Standardseiten zu erstatten. Vielmehr steht die
Seitengestaltung weiterhin in seinem Ermessen.

Zusammenfassend gestaltet sich die kostenrechtliche PrÃ¼fung demnach so, dass
in einem ersten Schritt im Rahmen der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung das Gutachten und
seine einzelnen Teile auf sogenannte Standardseiten mit 2700 AnschlÃ¤gen je Seite
umgerechnet wird und anhand von Erfahrungswerten (BlÃ¤tter je Stunde im Falle
der Aktendurchsicht bzw. Seiten je Stunde) fÃ¼r die jeweilige TÃ¤tigkeit
(Aktendurchsicht, Diktat von Anamnese und Befunden, Beurteilung einschlieÃ�lich
Beantwortung der Beweisfragen, Korrektur) ein Zeitaufwand ermittelt wird, der im
Falle eines Routinegutachtens zu erwarten ist. Ã�berschreitet der SachverstÃ¤ndige
mit seinem geltend gemachten Zeitaufwand das Ergebnis dieser
PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung, ist in einem zweiten Schritt zu prÃ¼fen, ob sich â��
insbesondere aus dem Gutachten selbst unter BerÃ¼cksichtigung des
tatsÃ¤chlichen Zeitaufwandes und ggf. vom SachverstÃ¤ndigen dargelegter
UmstÃ¤nde â�� Hinweise ergeben, die eine Abweichung vom Ergebnis der
PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung rechtfertigen. Voraussetzung ist allerdings, dass der
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SachverstÃ¤ndige eine Kostenrechnung vorlegt, anhand derer eine solche
PrÃ¼fung vorgenommen werden kann. Dies ist regelmÃ¤Ã�ig nur dann der Fall,
wenn der SachverstÃ¤ndige die Kostenrechnung unter Mitteilung seines
tatsÃ¤chlichen Zeitaufwandes entsprechend der Vorgaben verfasst, wie sie ihm im
Hinweisblatt mitgeteilt worden sind.

Im vorliegenden Fall ist eine Ã�berprÃ¼fung der vom Antragsteller vorgelegten
Rechnung schon deshalb erschwert, weil â�� wie er eingerÃ¤umt hat â�� die von
ihm angegebenen Stunden nicht den tatsÃ¤chlichen Zeitaufwand wiedergeben,
sondern nach von ihm selbst als Ã¼blich angesehene Pauschalen berechnet worden
sind. Damit ist der Grundannahme des Senats, der SachverstÃ¤ndige mache in
seiner Kostenrechnung seinen tatsÃ¤chlichen Zeitaufwand geltend, der Boden
entzogen. Noch nicht einmal den Zeitaufwand fÃ¼r die Untersuchung hat der
Antragsteller den Tatsachen entsprechend mitgeteilt. Er hat fÃ¼r die Untersuchung
insgesamt drei Stunden abgerechnet, obwohl der KlÃ¤ger sich in den RÃ¤umen des
Klinikums lediglich 2,5 Stunden aufgehalten hat und in dieser Zeit auch noch eine
vom Antragsteller veranlasste RÃ¶ntgendiagnostik in einer anderen Abteilung
durchgefÃ¼hrt worden ist. Dementsprechend ist es nicht zu beanstanden, sondern
eher als groÃ�zÃ¼gig anzusehen, wenn der Kostenbeamte zwei Stunden fÃ¼r die
Untersuchung in die Berechnung eingestellt hat.

Auch hinsichtlich des erforderlichen Zeitaufwandes fÃ¼r die Ã¼brigen
Rechnungsposten (Aktendurchsicht einschlieÃ�lich eines gegebenenfalls
erforderlichen Diktats der Aktenlage, Diktat von Anamnese und Befunden,
Beurteilung und Beantwortung der Beweisfragen einschlieÃ�lich Diktat, Korrektur)
kÃ¶nnen die Zeitangaben des Antragstellers nicht zu Grunde gelegt werden. Es
kann nicht dem einzelnen SachverstÃ¤ndigen Ã¼berlassen werden, nach von ihm
frei gewÃ¤hlten und vom Senat noch nicht einmal Ã¼berprÃ¼fbaren Pauschalen
und damit willkÃ¼rlich die HÃ¶he seiner VergÃ¼tung zu bestimmen. Auch â�� zum
Teil vÃ¶llig unterschiedliche â�� PauschalsÃ¤tze anderer BundeslÃ¤nder vermag
der Senat nicht zu Ã¼bernehmen. Der Senat ist vielmehr entsprechend seiner
bisherigen Rechtsprechung der Ã�berzeugung, dass sich der erforderliche
Zeitaufwand durch Pauschalen nicht erfassen lÃ¤sst. Hierzu sind die von den
SachverstÃ¤ndigen erstatteten Gutachten zu unterschiedlich. Eine
Pauschalbeurteilung nach Seitenzahl hÃ¤tte deshalb u.a. zur Folge, dass bei
gleicher Seitenzahl einfachere Gutachten in gleicher HÃ¶he vergÃ¼tet wÃ¼rden,
wie schwierige und damit tendenziell zeitaufwÃ¤ndigere. Dementsprechend dient
die vom Senat entwickelte kostenrechtliche PrÃ¼fung vor allem dazu, den
erforderlichen Zeitaufwand individuell, also nach den tatsÃ¤chlichen
Gegebenheiten, insbesondere der Schwierigkeit des einzelnen Gutachtens zu
ermitteln. Wie bereits erwÃ¤hnt, ist der tatsÃ¤chliche Zeitaufwand des
SachverstÃ¤ndigen ein wesentliches Indiz. Vermag der SachverstÃ¤ndige â�� wie
hier â�� seinen tatsÃ¤chlichen Zeitaufwand nicht anzugeben, ist der erforderliche
Zeitaufwand aufgrund der bestehenden Erfahrungen abzuschÃ¤tzen. Auch hierzu
sind die Kriterien der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung heranzuziehen und deren Ergebnisse
gegebenenfalls im Hinblick auf den Inhalt des Gutachtens zu variieren. Der
Unterschied zur oben dargestellten kostenrechtlichen PrÃ¼fung liegt darin, dass
aus den Angaben des SachverstÃ¤ndigen zum Zeitaufwand keinerlei Indizwirkung
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hergeleitet werden kann.

Damit ist auch im vorliegenden Fall eine PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung durchzufÃ¼hren,
wobei nochmals darauf hinzuweisen ist, dass sich die nachfolgend, entsprechend
dem bereits erwÃ¤hnten Beschluss vom 22.9.2004 dargestellten Kriterien auf
"Routinegutachten", wie es hier vom Antragsteller erstellt worden ist, beziehen.

Beim Zeitaufwand fÃ¼r die Aktendurchsicht einschlieÃ�lich Diktat des fÃ¼r das
Gutachten erforderlichen Akteninhalts ist auch das AusmaÃ� der
gutachtensrelevanten Aktenteile (einschlÃ¤gige Befundberichte der behandelnden
Ã�rzte, Vorgutachten, Rehabilitationsberichte, Beschwerdeschilderungen
beispielsweise in der Widerspruchs-, Klage- und BerufungsbegrÃ¼ndung) zu
berÃ¼cksichtigen. Dabei legt der Senat seine eigenen Erfahrungswerte aus dem
richterlichen Bereich zu Grunde. Danach ist â�� bei Gutachten auf Grund
ambulanter Untersuchung â�� fÃ¼r bis zu 200 Aktenseiten mit bis zu 50%
gutachtensrelevantem Anteil bei der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung eine Stunde fÃ¼r
Durchsicht und erforderliches Diktat anzusetzen. Zutreffend hat der Kostenbeamte
deshalb fÃ¼r die Durchsicht der dem Antragsteller Ã¼bersandten 200 Blatt Akten
eine Stunde veranschlagt. Lediglich am Rande ist darauf hinzuweisen, dass der
gutachtensrelevante Anteil der dem Antragsteller Ã¼bersandten Akten weit unter
50 % liegt.

Zu differenzieren ist im Bereich des zeitlichen Aufwandes fÃ¼r das Diktat der
Anamnese und der Befunde gegenÃ¼ber der Beurteilung. Denn anders als das
Diktat von Anamnese und Befunden stellt die Beurteilung und die Beantwortung der
Beweisfragen die eigentliche Gedankenarbeit mit der Auswertung der Befunde und
deren WÃ¼rdigung im Hinblick auf die Beweisfragen dar. Dementsprechend ist der
zeitliche Aufwand fÃ¼r die Beurteilung und die Beantwortung der Beweisfragen
einschlieÃ�lich Diktat wesentlich hÃ¶her anzunehmen, als die Wiedergabe von
Anamnese und den erhobenen Befunden. Auch insoweit verfÃ¼gt der Senat Ã¼ber
Erfahrungswerte und hÃ¤lt beim auÃ�erhalb der Untersuchung erfolgtem Diktat von
Anamnese und Befunden einen zeitlichen Aufwand von einer Stunde fÃ¼r acht
Seiten im Falle der Darstellung weitgehend standardisiert erhobener Anamnese und
Befunde in orthopÃ¤dischen Gutachten fÃ¼r akzeptabel. FÃ¼r die Beurteilung und
die Beantwortung der Beweisfragen (ohne deren Wiedergabe) dagegen ist in erster
Linie der Inhalt des Gutachtens, in dem der Grad der IntensitÃ¤t und die
Gewissenhaftigkeit der Arbeitsweise des SachverstÃ¤ndigen zum Ausdruck kommt,
maÃ�geblich. Bei durchschnittlich komplizierten AusfÃ¼hrungen ohne
Wiederholungen ist â�� auch dies entspricht Erfahrungswerten aus der (auch
kosten-) richterlichen Praxis â�� ein Zeitaufwand von einer Stunde fÃ¼r zweieinhalb
Seiten nicht zu beanstanden. FÃ¼r die Korrektur einschlieÃ�lich abschlieÃ�ender
Durchsicht sieht der Senat einen Zeitaufwand von einer Stunde fÃ¼r zwÃ¶lf Seiten
als angemessen an.

Im vorliegenden Fall hat der Kostenbeamte fÃ¼r das Diktat von Anamnese und
Befunden (7,5 Seiten = 3,3 Standardseiten) 0,5 Stunden und fÃ¼r die eigentliche
Beurteilung (sechs Seiten abzÃ¼glich einer Seite nicht vergÃ¼tungsfÃ¤higer, weil
keinen Zeitaufwand verursachender Wiederholung der Beweisfragen und einer
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weiteren Seite nicht vergÃ¼tungsfÃ¤higer, weil bereits mit der Aktendurchsicht
abgegoltener kurzer Wiedergabe des Akteninhaltes = 2,2 Standardseiten) 1,25
Seiten veranschlagt. Nach der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung wÃ¤ren fÃ¼r das Diktat von
Anamnese und Befunden lediglich 0,4 Stunden und fÃ¼r die Beurteilung lediglich
0,9 Stunden anzusetzen gewesen. Im Hinblick auf die etwas kompliziertere
Beurteilung des GdB ist dies nicht zu beanstanden.

Auch die Berechnung der SchreibgebÃ¼hren ist durch den Kostenbeamten
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben erfolgt, sodass bei im Ã�brigen
antragsgemÃ¤Ã�er Erstattung der Portokosten und der geltendgemachten
Umsatzsteuer die VergÃ¼tung in Ã�bereinstimmung mit dem Kostenbeamten
festzusetzen ist.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 4 Abs. 4 Satz 3 JVEG).

Erstellt am: 27.07.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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